
zurückgegriffen werden. Diese Ausnahmen müssen nicht durch Verkehrszeichen gekenn-
zeichnet werden (vgl. § 45 IV StVO).

Schließlich argumentiert B, dass sich Verkehrsverbote für Fahrzeuge, die die Abgasnorm
Euro 5 erfüllten, zulasten des Fahrzeugeigentümers als ausgleichspflichtige Inhaltsbestim-
mung des Eigentums darstellten und die erforderliche gesetzliche Entschädigungsregelung
fehle. Eine verhältnismäßige Einschränkung der Nutzungsmöglichkeit eines Kraftfahrzeugs
durch ein entsprechend ausgestaltetes Verkehrsverbot und der damit gegebenenfalls verbun-
dene Marktwertverlust des Kraftfahrzeugs stellt eine vom jeweiligen Eigentümer entschädi-
gungslos hinzunehmende Inhaltsbestimmung des Eigentums iSd Art. 14 I 2 GG dar. Zudem
dürften in der Regel nur lokale Verbote ausgesprochen werden, sodass ein bundesweiter
Gebrauchtwagenmarkt fortbesteht (vgl. BVerwG ZUR 2018, 422 Rn. 48 ff.).

Durch eine phasenweise Einführung und die Aufnahme von Ausnahmeregelungen kann ein
zonales Verkehrsverbot für Dieselfahrzeuge in S auf angemessene Art und Weise ausgestaltet
werden, sodass der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt bleibt.

4. Zwischenergebnis

Der grundsätzlich nach § 47 I 1 BImSchG bestehende planerische Gestaltungsspielraum der
B in Bezug auf die Fortschreibung des Luftreinhalteplans für S ist somit auf die Aufnahme
von zonalen Dieselfahrverboten begrenzt. U hat einen Rechtsanspruch auf die Fortschrei-
bung des Luftreinhalteplans für S um Maßnahmen zur schnellstmöglichen Einhaltung der
gesetzlich festgelegten Immissionsgrenzwerte. Diese umfassen auch zonale Verkehrsverbote
für Dieselfahrzeuge.

Hinweis: Das BVerwG, BeckRS 2020, 6449 Rn. 48 ff., hat betont, dass ein Luftreinhalteplan keine
Maßnahmen für den Fall bereitzuhalten hat, dass sich die Prognose der Grenzwerteinhaltung als zu
positiv erweisen und absehbar nicht verwirklichen sollte. Es widersprach damit einer in der obergericht-
lichen Rechtsprechung (vgl. HmbOVG BeckRS 2019, 36109 Rn. 220; OVG NRW BeckRS 2019, 31049
Rn. 173; BeckRS 2019, 20361 Rn. 165 f.) vertretenen Auffassung der Notwendigkeit einer zusätzlichen
Planung auf einer „zweiten Stufe“ für den Fall, dass sich die Luftschadstoffwerte ungünstiger als im
fortzuschreibenden Luftreinhalteplan prognostiziert entwickeln.

II. Berührung der satzungsgemäßen Belange des U

Analog zu § 113 I V VwGO muss die Versagung des Anspruchs U gem. § 2 IV 1 Hs. 2
UmwRG in seinen Belangen berühren, das heißt die Ziele berühren, die die Vereinigung nach
ihrer Satzung fördert. U ist ein Umweltverband und fördert den Umweltschutz. Das zonale
Fahrverbot dient jedenfalls auch dem Umweltschutz. Die Klage ist mithin begründet.

D. GESAMTERGEBNIS

Die Klage des U erfüllt die Sachentscheidungsvoraussetzungen, ist begründet und hat daher
Aussicht auf Erfolg.
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Tag sucht Sie der Mandant Richard Fändrich (F) auf. Er ist deutscher Staatsbürger, der sich
geschäftlich häufig in Österreich aufhält. Auf seinen letzten beiden Geschäftsreisen ist F mit
den bayerischen Sicherheitsbehörden „in Kontakt gekommen“. Er fühlt sich von diesen
schikaniert und möchte nun von Ihnen prüfen lassen, ob er rechtliche Schritte gegen sie
einlegen soll:

Die erste der beiden Geschäftsreisen absolvierte F mit dem Auto. Auf der Rückfahrt von
einem Termin in Salzburg geriet er auf der Autobahn A 8 wenige Kilometer nach Über-
querung der Grenze in eine Kontrolle der bayerischen Polizei: Die Polizisten hatten die
Fahrbahn vollständig abgesperrt und leiteten alle Fahrzeuge im Schritttempo über einen
Autobahnparkplatz um. Dort wurden stichprobenartig Fahrzeuge herausgewinkt und die
Fahrer angewiesen, in einer Haltebucht anzuhalten, wo die Insassen der Fahrzeuge kontrol-
liert wurden. So erging es auch dem F: Er musste anhalten und den Polizeibeamten seinen
Ausweis aushändigen. Auf seine Frage hin, was denn der Grund für diesen „Feuerzauber“ sei,
antworteten die Beamten, es handele sich um eine „Schleierfahndung zur Unterbindung
unerlaubten Aufenthalts gemäß Artikel soundso irgendeines bayerischen Polizeigesetzes“,
wie sich F noch dunkel erinnern kann.

F – durch zahlreiche Rechtsstreitigkeiten inzwischen rechtlich einigermaßen geschult – meint,
es könne doch nicht angehen, dass die Bayern einfach so Vorschriften zur Durchführung von
Grenzkontrollen oder zur Strafverfolgung erlassen: Dafür sei doch das Land gar nicht
zuständig. Also fehle es der Bayerischen Polizei an einer wirksamen Ermächtigungsgrundlage
für die Durchführung einer Kontrolle zu dem von den Polizisten genannten Zweck.

Aufgabe A: Hat F Recht?

Von dieser Geschäftsreise genervt, beschloss F, das nächste Mal lieber mit dem Zug zu reisen.
Diesmal führte ihn ein Termin nach Innsbruck. Auf der Rückfahrt in einem von der Deut-
schen Bahn AG betriebenen Regionalexpress stiegen an der Grenze bei Mittenwald zwei
Beamte der „Bayerischen Grenzpolizei“ zu. Stichprobenartig sprachen sie Fahrgäste an und
ließen sich von ihnen die Ausweispapiere aushändigen. Auch F wurde angesprochen und um
Aushändigung seines Ausweises gebeten. F zeigte den Beamten seinen Personalausweis und
beantwortete ihre Fragen nach seinem Namen, seinem Geburtsdatum, dem Grund seiner
Reise („geschäftlich“) und seinem Reiseziel („Köln“) schmallippig, aber wahrheitsgemäß.
Zum Schluss baten die Beamten F, seine Reisetasche zu öffnen. Er öffnete die Tasche,
woraufhin einer der Beamten seine Hand für einen kurzen Moment hineinsteckte und die
darin verstauten Kleidungsstücke abtastete. Als F fragte, was denn der ganze „Feuerzauber“
zu bedeuten habe, antwortete der andere Beamte, man habe Erkenntnisse, wonach Schlep-
perbanden, welche illegal Migranten über die Grenze bringen, die vermehrten Grenzkontrol-
len auf den Straßen umgehen wollten. Ein festgenommener Schlepper habe kürzlich aus-
gesagt, die Banden würden besonders die von Touristen stark frequentierte Zugstrecke Inns-
bruck-München für ihr „Geschäft“ nutzen, in der Hoffnung, dort würden die illegal ein-
reisenden Migranten weniger auffallen.

F ärgert sich über das Verhalten der Beamten und ist sich sicher, dass sie bei seiner Kontrolle
zu weit gegangen sind. Außerdem habe er gehört, dass diese ominöse Bayerische Grenz-
polizei von renommierten Juristen für verfassungswidrig gehalten werde. Das leuchte F auch
ein: Wofür gebe es schließlich die für den Grenzschutz zuständige Bundespolizei?!

Aufgabe B: Prüfen Sie die Rechtmäßigkeit des Handelns der Beamten der Bayerischen Grenzpolizei.

Bearbeitervermerk: Es ist ein Rechtsgutachten zu erstellen, in dem sämtliche im Sachverhalt aufgewor-
fenen Rechtsfragen zu behandeln sind. Die Bearbeitung der Aufgabe A fließt mit 30 Prozent und die der
Aufgabe B mit 70 Prozent in die Bewertung ein.

Gehen Sie davon aus, dass zwischen dem Freistaat Bayern und dem Bundesministerium des Innern ein
Verwaltungsabkommen abgeschlossen und im Bundesanzeiger veröffentlicht worden ist, demgemäß
die Bayerische Grenzpolizei an der bayerischen Bundesgrenze die Grenzschutzaufgaben der Bundes-
polizei wahrnimmt.

Legen Sie ferner Ihrer Bearbeitung die nachfolgend auszugsweise abgedruckten Vorschriften des Bayeri-
schen Polizeiorganisationsgesetzes (BayPOG) sowie des Bayerischen Polizeiaufgabengesetzes (BayPAG)
zugrunde:

Art. 5 BayPOG – Grenzpolizei; Verordnungsermächtigung

(1) Die Bayerische Grenzpolizei ist Teil der Landespolizei. Sie wird insbesondere für grenzpolizeiliche
Aufgaben und die Aufgaben des grenzpolizeilichen Fahndungsdienstes im Sinn des Art. 13 Abs. 1 Nr. 5
des Polizeiaufgabengesetzes eingesetzt …
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(2) Die grenzpolizeilichen Aufgaben umfassen:

1. die polizeiliche Überwachung der Grenzen;

2. die polizeiliche Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs einschließlich

a) der Überprüfung der Grenzübertrittspapiere und der Berechtigung zum Grenzübertritt sowie der beim
Grenzübertritt mitgeführten Gegenstände und Transportmittel …

Art. 13 BayPAG – Identitätsfeststellung und Prüfung von Berechtigungsscheinen

(1) Die Polizei kann die Identität einer Person feststellen

1. zur Abwehr

a) einer Gefahr …

5. im Grenzgebiet bis zu einer Tiefe von 30 km sowie auf Durchgangsstraßen (Bundesautobahnen,
Europastraßen und andere Straßen von erheblicher Bedeutung für den grenzüberschreitenden Verkehr)
und in öffentlichen Einrichtungen des internationalen Verkehrs zur Verhütung oder Unterbindung der
unerlaubten Überschreitung der Landesgrenze oder des unerlaubten Aufenthalts und zur Bekämpfung
der grenzüberschreitenden Kriminalität …

(2) Die Polizei kann zur Feststellung der Identität die erforderlichen Maßnahmen treffen. Sie kann den
Betroffenen insbesondere anhalten, ihn nach seinen Personalien befragen und verlangen, daß er mit-
geführte Ausweispapiere zur Prüfung aushändigt und Kleidungsstücke sowie Gegenstände, die eine
Identitätsfeststellung verhindern oder erschweren, abnimmt. Der Betroffene kann festgehalten werden,
wenn die Identität auf andere Weise nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt
werden kann. Unter den Voraussetzungen von Satz 3 können der Betroffene sowie die von ihm mit-
geführten Sachen durchsucht werden.

Art. 22 BayPAG – Durchsuchung von Sachen

(1) Die Polizei kann außer in den Fällen des Art. 13 Abs. 2 Satz 4 eine Sache durchsuchen, wenn …

4. sie sich an einem der in Art. 13 Abs. 1 Nrn. 2 oder 5 genannten Ort befindet oder

5. sie sich in einem Objekt im Sinn des Art. 13 Abs. 1 Nr. 3 oder in dessen unmittelbarer Nähe befindet
und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß Straftaten in oder an Objekten dieser Art begangen
werden sollen …

Art. 29 BayPAG – Befugnisse für Aufgaben der Grenzkontrolle und Sicherung von Anlagen

(3) Nimmt die Polizei grenzpolizeiliche Aufgaben wahr, hat sie auch diejenigen Befugnisse, die hierzu
durch Bundesrecht speziell einer mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs
beauftragten Behörde eingeräumt werden.

& LÖSUNG

Hinweis: Der Sachverhalt kombiniert eine „klassische“ Polizeirechtsklausur mit aktuellen verfassungs-
rechtlichen Fragestellungen zur Verteilung der Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen im Be-
reich des Grenzschutzes. Aufgabe A basiert auf einem Beschluss des BVerfG (BVerfGE 150, 244 = NJW
2019, 827). Die in Aufgabe B behandelte Frage einer Verwaltungskompetenz des Freistaats Bayern zur
Errichtung einer „Grenzpolizei“ ist jüngst vom Bayerischen Verfassungsgerichtshof entschieden worden
(BayVerfGH NJW 2020, 3429).

A. AUFGABE A

Polizeiliche Maßnahmen gegenüber Bürgern bedürfen als regelmäßig wesentliche Grund-
rechtseingriffe einer gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage (vgl. nur Gusy, Polizei- und Ord-
nungsrecht, 10. Aufl. 2017, § 1 Rn. 11). Zu prüfen ist somit, ob die Polizei des Freistaats
Bayern die Durchführung einer Schleierfahndung zur Unterbindung des unerlaubten Auf-
enthalts von Personen auf eine wirksame Ermächtigungsgrundlage stützen kann. In Betracht
kommt Art. 13 I Nr. 5 Alt. 2 BayPAG, der zu Identitätsfeststellungen im Grenzgebiet bis zu
einer Tiefe von 30 km auf Bundesautobahnen zur Verhütung oder Unterbindung des un-
erlaubten Aufenthalts berechtigt.

Fraglich ist allerdings die Verfassungsmäßigkeit der Vorschrift. Sie könnte nämlich mangels
Gesetzgebungskompetenz der Länder formell verfassungswidrig sein: Grundsätzlich liegt
die Gesetzgebungskompetenz gem. Art. 30, 70 GG bei den Ländern, sofern nicht dem Bund
durch das Grundgesetz die Kompetenz zur Regelung eines Lebensbereichs zugewiesen ist.
Mangels geschriebener Bundeskompetenz sind die Länder somit für den Erlass materieller

Gesetzgebungskomptenz des
Freistaats Bayern
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